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Erzähler vom Westerwald (Hachenburger Tageblatt ). Beilage zu Nr . 45 vom 23 . Februar 1»18.

Ablehnung des gleichen Wahlrecht «.
Eine Vorentscheidung.

A dt.  Berlin,  21 . Februar.
J „ der gestrigen Sitzung des Wahlrechts-Ausschusses

des preußischen Abgeordnetenhauses ist ein konservativer
and freikonservativer Antrag auf Gewährung eines Mehr-
stimmenwahlrechts mit 20 Stimmen gegen 15 Stimmen
angenommen worden. Für diesen Antrag stimmten
,2 Konservative, 4 Freikonseroative und 4 NationaUiberale.
Die andern Mitglieder stimmten dagegen. Mit diesem
Abstimmungsergebnis ist im Ausschuß Paragraph 3 der
Regierungsvorlage gefallen,  d . h. die Einführung
des gleichen̂ Wahlrechts ist abgelehnt.

DieZZusatzstimmen.
Der konservativ - freikonseroative Antrag will der

einen Grundstimme jedes Wählers je eine Zusatzstmime
hinzufügen auf Grund des Lebensalters und der Zahl ^der
erwachsenen Kinder (50 Jahre , mindestens 3 eheliche
Kinder , die 14 Jahre alt sind), des Vermögens (Der-
anlagung zur Ergänzungssteuer ). des Einkommens (über
3000 Mk.). der Selbständigkeit (Beschäftigung mindestens
einer versicherungspflichtigen Person oder Landbesitz von
2 Hektar) und der Schulbildung.

Tie Stellung der Regierung.
Bor der entscheidendenAbstimmung gab Vizepräsident

des Staatsministeriums Dr . Friedberg  noch im Namen
der Regierung die Erklärung ab, daß Zusatzstimmen für Alter
und Familienstand eine gewisse Ungleichheit schaffen wurden.
Zusatzstimmen für Selbständigkeit oder Erwerbstatigkeit seien
nach Ansicht der Regierung mehr oder minder verdeckte Besitz-
stimmen und ständen deshalb mit der Grundlage der
Regierungsvorlage in Widerspruch. Ebenso enthalte auch
die Znsatzstimme für Bildung ein gewisses Geldmonient,
da du Frage der Vorbildung meist eine Frage gewisser
Wohlhabenheit sei. Zusamnienfassend führte Dr . Friedberg
aus , das System der Zusatzstimmen würde nach An¬
schauung weiter Volkskreise auf die Mehrstimmenwahl
hinausläufen und somit die Grundlage der Regierungs¬
vorlage . das gleiche Wahlrecht, verlassen. Die Staats-
regierung könne deshalb dem Antrag nicht
stimmen.  Der Minister des Innern , Dr . Drews,  wandte
sich mich gegen einen nationalliberalen Antrag , der das Drei-
klassenwahlsystem nach Art des Wahlrechts für die Gemeinde¬
vertretungen und die Verhältniswahl in gemischtsprachigen
Landestellen vorsieht. Dieser Antrag erledigt sich mit der
Annahme der konservatio-sreikoyservatioen Vorschläge.

*
Was nun?

Die Presse der Linken und besonders die der äußersten
Linke,, übt an dem Ergebnis der Abftimmuna im Wabl-

rechtsm'sschuß herbe Kritik. Der Vorwärts schließt
seine» Artikel, der von einem Secksklasseuwahlrecht spricht,
mit den Worten : . Die Herren Volksdompteure bilden
sich zu Bolksprovokatenren aus . Ihr Endziel hat eben
erst der Januschauer Oldenburg treu -offenherzig gezeigt:
den Reichskanzler, der ans das Volk schießen laßt . Die
Arbeiterschaft wird den Reaktionären nicht den Gefallen
tun . es dahin kommen zu taffen. Aber ihr Recht wird ,ie
sich erkämpfen und dann — wehe den Herren , dre nch
vermessen haben, gegenüber dem Volk den Tierbändiger
spielen zu wollen !" Im übrigen stimmt die Presse der
Linken darin überein, daß es nur ein Wahlrecht gäbe,
das heute für Preußen in Betracht kommen könne: das
gleiche Wahlrecht. . . . . ,

Wie sich die Dinge entwickeln werden, laßt sich augen¬
blicklich schwer überleben. Es ist indessen kaum anzu-
nebmen, daß die Regieruiig schon jetzt irgendeine Ent-
jcheidimg trifft . Es ist vielmehr wahrscheinlich, daß sie erst
den Verlaus der Beratungen aller drei Wablrechtsvorlagen
auch im Äügeordueteuhause adwarten wird . Ob sich die
Stellung der Parteien inzwischen ändern wird , läßt stll
schwer sagen. Die narionalliberale Landtagssraklion bat
sich in estier Sitzung , die der Ausschutzberatung voranging,
mit 44 Glimmen gegen und mit 25 Stimmen füt die Re-
giernng-woilage (tz 3) entschieden. Es wäre immerhin
möglich, daß sich schließlich doch noch eine Mehrheit wr
d,e'  Regierung -: saffung fände. Demgegenüber darf mckit
unerwähnt bleiben, daß ein Zentrumsvertreter im Ausschuß
erklärte. seine Frakiion stimme vorläufig für die Re-
gierungsoorlage . behalte sich aber die endgültige
Stellungnahme  vor . . . . . . ,

Anderseits hat die Regierung erneut erklärt , daß tu
sich hinsichtlich des gleichen Wahlrechts aus keinerlei Zu-
gesläudnisse einlassen wolle. Es lassen sich natürlich nur
Berimmmgen über die Maßnahmen der Regierung an-
stellen, die sie für den Fall , daß nicht doch noch eine Per-
srändignng zustande kommt, zu ergreifen gedenkt. Es er¬
geben sich mancherlei Möglichkeiten. Sie könnte die
Vorlage fällen lassen und zur Auflösung des Landtages
schreiten, oder auch das Wahlgesetz oktroyieren, d. h. im
Berordnungswege (mit Vorbehalt der Genehmigung eines
künftigen Landtages ) «insühren . Alle diese Wege sind
angesichts des Kriegszustandes nicht unbedenklich. Es
bliebe schließlich noch der Ausweg , daß die Regierung nach
Er edignng des Etats auf die weitere Arbeit des Ab-
geordnetenhauses dis zum Friedensschluß verzichtet. Die
nächsten Tage werden bereits Klarheit über die endgültige
Stellungnahme der Regierung schaffen. Im Interesse deS
Vaterlandes ist zu hoffen, daß es trotz der Abstimmung im
Wahlrechtsausschuß noch zu einer Verständigung kommt,
die die einander widersprechendenWünsche von rechts und
links zu segensvollem Ausgleich bringt.

Eine Äußerung Dr . Ariedbergs.
In einer Unterredung mit dem Vertreter eines

Berliner Blattes gab Vizepräsident Dr . Friedberg der
Überzeugung Ausdruck, daß es sich bei der Abstimmung
im Wahlrechtsausschuß nicht um etwas Endgültiges handle,
wie ja auch von Vertretern verschiedener Parteien vor der
Abstimmung betont worden ist. Die Staatsregierung hat
deshalb die Hoffnung noch nicht aufgegeben, daß es doch
noch zu einer Verständigung kommen wird und will dem¬
gemäß zunächst die weitere Entwicklung der Dinge ab-
warten.

*

Oie Wahlpflicht im Ausschuß beschlossen.
tt. Berlin.  21 . Februar.

Der Verfaffungsausschub des preußischen Abgeordneten¬
hauses trat heute wieder zusammen. Ein Konservativer gab
die Anregung, sich nunmehr zunächst mit den Fragen der
Wahlpflicht, der Einführung ständischer Wählerlisten, deS Ver-
bältnismadlspstems. der Abschaffung der Stichwahlen uiw. zu
beschäftigen, bevor die folgenden Paragraphen tn Angriff
genommen werden. Ein Fortschrittler meinte, daß alle diese
Fragen bei den betreffenden Paragraphen beraten werden
könnten. Dieser Ansicht ist auch der Minister des Innern.
Von konservativer Seite wird ein neuer Antrag gestellt, der
als 8 3t eingefügt werden soll. Danach soll jeder Wähler
verpflichtet sein, seine Stimme abzugeben, wenn nicht ichwerr
Erkrankung, unaufschiehbare Geschäfte oder sonstige besondere
Verbältnisse ihn entschuldigen. Wer ohne, einen der vor-
bezeichneten Entschuldigungsgründe es unterläßt, / eine Stmnne
abzugeben, bat einen einmaligen Steuerzuschlag in der halben
Höbe seiner Einkommensteuer, mindestens aber «ine Zusatz-
sleuer von 10 Mark zu zahlen.

Die Nationafliberalen stellen einen ähnlichen Antrag.
Minister Dr . Drews sagt, die Regierung sei gegen die Bin«
südrung der Wahlpflicht. Zentrum und Freikonservative sind
für die Wahlpflicht. Darauf beschließt der Ausschuß grund¬
sätzlich mit alle» gegen die Stimme des Sozialdemokraten und
des Polen die Einführung der Wahlpflicht und übrrwerst die
beide» vorliegenden Anträge einem Unterausschuß.

Auch die Frage der ständischen Wählerlisten geht an den
Unlerausschuß. Darauf werden die 88 5 bis 14. welche wahl-
technische Einzelheiten enthalten und die direkte Wahl anstelle
der bisherigen indiretten festlegen, angenommen. Eine
Änderung erfährt nur der 8 14 durch einen natronallweralen
Zusatzantrag, daß jeder Wähler soviel Stimmzettel abzugeben
hat. ivie ihm Stimmen zustehen. t . ri . „

Im Laufe der Debatte erklärte der Minister des
Innern, daß die Regierung als Gegnerin deS Pluralwabl-
reckus jelbfl keine Veranlassung linde. Anträge zu stellen, sie
iki abrr bereit. Auskunft zu geben, in welcher Richtung in»
foipe des gestrigen Beschlusses gesetzgeberischeÄnderungen er-
iorderlich sind. _ ._

Gegen Großrußlarrd.
Zur Unter st Übung der Ukraine.

Der deutsche Vormarsch, der nach Ablauf des Waffen¬
stillstandes niit Rußland aus der ganzen Front »on Rioa

o>s iiitcr aut genommen worden itt, verfolgt lediglich den
Zweck, unsere Interessen gegen die Anarchie der Bolsche¬
wisten bei den Randstaaten zu schützen. Wie wir den
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Richtung de« deutsche» Vormarsches.
Hilferuf der Esten und Finnen aus diesem Grunde nicht
unbeachtet lassen dürfen, so können wir auch nicht dulden,
üaß die Ukraine zum Schauplatz bolschewistischer Umtriebe
und damit der Möglichkeit beraubt werde, ihren Vertrags-
zerpflichtungen nachzukommen. Unser Vormarsch ist also
keine Einmischung in innerrussische Verhältnisse, sondern
.ediglich die Wahrung unserer wohlerwogenen Interessen.

Dir russische Frievensvereitschäft.
Die von der deutschen Regierung verlangte schriftliche

Bestätigung des neuerlichen russischen Friedensangebots ist
bei unseren Linien eingetroffen. Das Telegramm , in dem
die russische Regierung die Absendung dieses Schreibens
durch einen besonderen Petersburger Kurier uns notifiziert,
ist vom 20. Februar morgens 2 Uhr datiert und von
Trotzki und Lenin unterzeichnet (während die Nachricht
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Alles haben sie gegeben.
Maienlnst und Sonnenschein,
Hoffnung , Liebe, Glück und Leben!
Solcher Söhne wert au sein.
Gib dein Gold , gib Rina und Ketten.
Niedrer Güter rüchi'gen Tand.
Hilf , wie sie. das Höchste retten:
Freikeit , Ehre , Vaterland!

Alex. Otto.
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der danüNen und schwedischen Blätter über den Sturz der
Leninschen Regierung bereits am 19. Februar in Kopen¬
hagen veröffentlicht wurde). Inzwischen hat auch der
russische Höchstkommandierende Krnlenko die Bereitwillig¬
kett der Regierung zur Unterzeichnung des Friedens an
säuttliche russische Truppenteile bekanntgegeben.

Russische FriedeuskuuSgcbung.
Nach schwedischen Blättern macht sich in der russischen

Armee eine gegen Lenin und Trotzki gerichtete Bewegung
geltend. In einem weitverbreiteten Aufruf heißt es u. a..
nur Lenin und Trotzki hätten den Friedensschluß verhindert
und um die Wahrheit nicht einzugestehen, daß sie den
Frieden nicht bringen können, führen sie jetzt das aufge-
hetzse Volk zum Vruderkampf. Der Aufruf fordert zum
Schluß die Soldaten auf, sich für Führer zu erklären, die
dem Volke wirklich den Frieden bringen wollen und
können. Nur so sei das Vaterland zu retten und dem
Gemetzel der Volksgenossen untereinander ein Ende zu
bereiten.

Lenin und Trotzki sluchtbercit.
Moskauer Blätter berichten, daß sich die Gerüchte von

einer Flucht Trotzkis nicht bestätigen. Wahr aber sei, daß
sich die Volkskommissare, obwohl in manchen Gegenden
die Macht der Bolschewisten im Wachsen sei, nicht
mehr sicher fühlten. Trotzki und Lenin hätten sich für
alle Fälle selbst Auslandspässe ausgestellt, um Rußland
jeden Augenblick verlassen zu können.

Mobilisierung der Donkosaken.
Nachdem sich General Kaledin erschossen hat, ist zu

seinem Nachfolger General Wasarvw ernannt worden, der
den Befehl zur allgemeinen Mobilisierung der kosakiscben
und nichtkosakischen Bevölkerung zum Kampfe gegen die
Truppen der Sowjets erteilte.

Var bisherige Ergebnis des deutTcbenU-Boot-Krieg» .
Von zuständiger Seite wird uns zu diesem Ergebnis

geschrieben: Riesenhaft, wie alles in diesem Weltkriege,
sind auch die Verheerungen , die der deutsche U-Bootkrieg,
besonders der seit dem 1. Februar 1917 bestehende unge¬
hemmte U-Bootkrieg, in der Welthandelstonnage , beson¬
ders der feindlichen und der im Dienste des Feindes
fahrenden neutralen Handelstonnaae anaericktet bat. . _

Allmonatlich neken iv » bis 2V« % bei Uit Kriegs
beginn sich auf über 49 Millionen Br .-Reg.-To.
belaufenden Gesanittonneugehaltes aller Handelsmarinen
der Welt unseren U-Booten zum Opfer. In dem einen
Fahre des ungehemmten U-Boot Krieges sind ihnen rund
ein Fünftel , seit Beginn des Krieges fast ein Drittel der
Welthandelstonnage zum Opfer gefallen. Dieser Durcb-
jchnitt erhöht sich noch, wenn man von der Welthandels-
lonnage die in heimischen oder neutralen Häfen befindliche
deutsche, fick über 5,459 Millionen Br .-Reg.-To . belaufende
und die österreichische Handelstonnage in Höhe von
l,055 Millionen Br .-Reg.-To . sowie die kleinen, in obigen
Ziffern mit enthaltenen für den Überseeverkehr nickt in Be¬
tracht kommenden Schiffe und die Schiffe auf Binnenseen
in Abzug bringt . Der im letztenJahreversenkteTonnengehalt
ist fast so groß wie der der drei größten Handelsmarinen
der Welt nach England und Deutschland, nämlick der der
Vereinigten Staaten Amerikas, Norwegens und Schwedens
m : I >,191 Millionen Tonnen und die seit Kriegsbegimi
ctene kte Handelstonnage erreicht mit 15,37 Millionen
Tonnen rund 75 % der englischen Handelsmarine vor Be¬
nin , des Krieges und erreicht fast die Gesamttonnage
der vier größten Handelsmarinen der Welt nach England
aämlich Deutschlands , der Vereinigten Staaten . Nor¬
wegens und Frankreichs , die vor Kriegsbeginn rund
15,5 Millionen Br .-Reg.-To . betrug. Rechnet man den
Schiffswert einer versenkten Registertonne mit Ladung
rack Friedenspreisen auf nur 100o Mark — so hoch
dürfte fick heute die Herstellung einer Brutto -Registertonne
dhne Ladung allein stellen — so ergibt fick ein Gesamt-
ckaden an dem nationalen Vermögen unserer Feinde von
cmld 15 Milliarden Mark , um die deren finanzielle
Kampfkraft gemindert wird . Das ist rund ein Fünftel
bis ein Sechstel der bisher von uns aufgebrachten
Kriegslast. Die übrigen vielleicht noch schwerer wiegenden
Schädigungen des Feindes sind dabei nicht gerechnet-

Dieses Ergebnis ist um so erstaunlicher, als dieser
Schaden unseren Feinden durch eine neue Waffe beigefügt
worden ist, über die noch keine praktischen Erfahrungen
Vorlagen. Erfolge , wie sie dieses erste Jahresergebnis
aufweist, hat von Anfang an wohl niemand von dem un¬
eingeschränktenU-Boot Krieg erwartet . Bekanntlich hatte
der Admiralstab für den Beginn des uneingeschränkten
U-Boot -Krieges nur eine monatliche Versenkungszahl von
100 000 Tonnen in Ansatz gebracht und damit gerechnet,
/daß diese Ziffer mit der allmählichen Verminderung der
Schiffahrt in den Sperrgebieten allmählich sinken würde.
Statt dessen beträgt der monatliche Durchschnitt des ersten
Jahres ungehemmten U-Boot-Krieges allein rund 800 000
Tannen oder 30d» mehr als für den Anfang veranschlagt
worden war und ist auch im weiteren Verlaufe nicht unter
diese vom Admiralstab seiner Berechnung zugrunde gelegte
Höchstziffer gesunken, wenngleich naturgemäß die monat¬
liche Gesamtziffer mit der zunehmenden Verminderung der
Weltbaudelstonnage allmählich gesunken ist und sinken
mußte. Unterschätzt wurde höchstens das Vorgehen unserer
Feinde Enaland und besonders Amerika gegenüber den
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tUeutralen und deren WwernandStätn gleit gegenüvrr der eng
lisch-amerikanischen Vergewaltigung . Aber was unsere Feinde
durch eine beispiellose Verletzung des Völkerrechts in dieser
Hinsicht an Tonnage von den Neutralen berausgepreßt haben,
ist durch die erhöhte Versenkungsziffer doppelt und dreifach
wieder gutgemacht worden und heute ist auch diese Hilfs-
guelle unserer Feinde so gut wie erschöpft, da keine neutrale
Tonnage mehr verfügbar ist, während die monatlichen
Versenkungsziffern der deutschen U-Boote die Neubauten,
an denen auf allen Werften der Welt mit fieberhafter Eile
gearbeitet wird , sehr erheblich übertreffen, so daß die bereits
jetzt unerträgliche Not an Schiffsraum sich in Zukunft
noch dauernd steigern wird und eine Überführung größerer
anierikanifcher Truppenmaffen nach Europa selbst nach dem
Eingeständnis unserer Feinde aussichtslos ist.

So schwindet trotz aller Anstrengungen unserer Feinde,
der U-Bootgefabr Herr zu werden, der zu ihrer Ver¬
fügung stehende Schiffsraum zusehends zusammen, während
das Arbeitsfeld unserer U-Boote durch die Erweiterung
der Sperrgebiete sich dauernd vergrößert hat . Haben
unsere Feinde auch gewisse Fortschritte in der Abwehr der
U-Boote gemacht, so reichen sie an die Fortschritte in der
Ausrüstung und Verwendung unserer U-Boote, wie die
dauernden Erfolge ergeben, nicht entsernt heran . Die
deutscheU-Bootwaffe ist und bleibt die schärfste Bedrohung
der britischen Macht. _

7lah und Kern.
o Kommunale Kriegerheimstätten. In Hamm in

Westfalen wurde eine Baugesellschaft für den Klen>-
wohnungsbau . die den heimkehrenden Kriegern und den
kinderreichen, minderbemittelten Familien Wohnungen be¬
schaffen will , ins Leben gerufen. Die .Stadt ist dieser
Baugesellschaft mit 16000 Mark Kapital beigetreten.
Außerdem haben mehrere industrielle Werke einen Beitrag
von zusammen 20000 Mark geleistet. Auf Grund weiterer
Zusagen zum Beitritt rechnet man mit einem Gesellschafts-
kapital von einer halben Million.

□ Verwendung von Austauschgefangenen . Für die
48 Jahre alten . 18 Monate in Gefangenschaft befindlichen
deutschen Unteroffiziere und Mannschaften, die demnächst
auf Grund eines mit der französischen Regierung ab-
zuschließenden Abkommens zum Austausch gelangen sollen,
ist folgendes bestimmt worden : Die Leute sind alsbald,
soweit irgend angängig , zur Aufnahme der Arbeit in
kriegswirtschaftlichen Betrieben zu veranlassen und können
dann, wenn sie solche Arbeit nachweislich haben und für
sie reklamiert werden, sofort entlassen und zurückgestellt
werden. Leute, die solche Arbeit nicht aufnehmen, bleiben
im Falle der Tauglichkeit zur Verfügung der Ersatz¬
truppenteile . In den Papieren ist ein besonderer Vermerk
rinzutragen , daß es sich um Ausgetauschte handelt, die
also für die Verwendung an der Front , im Etappengebiet
oder im Gebiet der Generalgouvernements nicht mehr in
Frage kommen. *
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«ächte sollen demnächst berauSgegeben werden, und zwar
eine große Übersichtskarte von Mitteleuropa im Maßstab
von l : 3 000 0M. Außerdem plant man für Deutschland,
Österreich und Ungarn die Bearbeitung von Streckenbüchern,
in denen die wichtigsten Automobilstraßen entbalten sein
werden, sowie die Schaffung eines Automobilreisehand-
buchs nach Art des Baedecker. Die Herausgabe von
Spezialbückern und Karten für besonders beliebte Gebiete
wird gleichfalls erwogen.

O Olschiebungen im Kreise Hanau . Im Landkreis
Hanau ist man Olsckiebnngen ans die Spur gekommen.
In Verbindung damit ist der Aufkäufer der Lebensmittel-
abteilung des Landkreises Hanau in Untersuchungshaft
genommen worden . Auch eine Hanauer Groisistenfirma
ist verdächtig, an den Schiebungen beteiligt zu sein.

O IOOOOO ftt nur» tm EisenduquLieust. Bor dem
ffcit &t wurden etwa 10000 Frauen von der vreußisch.
hessischen Lttenbahnverwaltung im Büro -, Adserttgungs »,
Telegrapber»- und SchcankemvLrterdtenst sowie oet der
Bahrmnterhaltun ». der Reinigung der Wagen und Dienst¬
räum « beschäftigt. Jetzt ist ihre Zahl auf rund 100 000
gestiegen, die in fast allen Zweigen deS Eisenbahnwesens
tätig find. Dabei plant man eine weiter« Vermehrung
der weiblichen Arbeitskräfte , um noch mehr Männer für
die unersetzbaren Dienste draußen freizudekommen.

O Das Geständnis des Pirmasenfer MärderS . Der
wegen der Ermordung des Kaufmann» Löwenthal auS
Chartottenburg vom Standrechtlichen Gericht in Zwei-
brücken aus Grund «tneS JndizienbeweiieS zum Tode ver¬
urteilt « Kmifmarm Otto Gebhard auS BirmoienS hat ein
umsaffcndeS Geständnis abgelegt und erklärt , daß er
Löwenthal während eines Streites mit einem Hanimer
erschlagen und die Leiche in der Nähe seiner Wohnung
verscharrt habe. Die Leiche ist bereits aufgefunüen
worden.

» Di « « ommerzeit in England . Im britischen Unter-
haut wurde mitgeteilt, daß die Sommerzeit am 24. März
beginneu und am 29. September enden solle.

Aus dem Gerichtssaar.
§ Zum Todesurteil un Zweibrückener Mordvrozetz . Es

würde bereits gemeldet, daß der Schuhwarenfabrikant Otta
G-bbard aus Pirmasens vom Standrechtlichen Gericht in
Zweibrücken wegen Ermordung des Kaufmanns Löwenthal
au« Chartottenburg zum Tode verurteilt worden ist. Be¬
kanntlich wird das Urteil des Standrechtlichen Gerichts, gegen
das es keine Berufung gibt, sofort rechtskräftig, auch braucht
e-i nicht bestätigt zu werden. ES muß gewöhnlich innerhalb
48 Stunden durch die Militärbehörde vollstreckt werden. Dies¬
mal wird aber die Frist etwas verlängert werden, da die
Staatsanwaltschaft sich sofort an den Justizminister gewandt
bat. Man ermattet nämlick. daß, mit Rücksicht auf die Jubel¬
feier im bäuerischen Königshause, eine Begnadigung erfolgen
hftrfi - , V' v . ■ _ * ""
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